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ämter im sozialistischen Staat auszuüben. Das Wahlgesetz 
bestimmt in seinem § 1 Abs. 2, daß die Arbeiter, Genossen
schaftsbauern, Angehörigen der Intelligenz und anderen 
Werktätigen durch die Wahlen ihre besten Vertreter als Ab
geordnete in die Volksvertretungen entsenden. Mit der Ab
geordnetenfunktion verbinden sich keinerlei Privilegien, 
wohl aber ein beträchtliches Maß an Verantwortung und an 
Arbeit, die die persönliche Freizeit erheblich schmälert.

Schon bisher gab es zahlreiche Regelungen, die garantier
ten, daß die Abgeordneten ihre Tätigkeit im Interesse des 
sozialistischen/Staates und zum Wohle des werktätigen Vol
kes mit breiter gesellschaftlicher Unterstützung sozial und 
persönlich gesichert durchführen konnten. Alle diese Positio
nen hat das GöV beibehalten, einige verdichtet bzw. klarge
stellt. Dazu seien abschließend zwei Beispiele genannt:

1. In Durchführung des § 16 Abs. 2 Buchst, g GöV hat der 
Staatsrat der DDR beschlossen, die unentgeltliche Benutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel durch die Abgeordneten und 
Nachfolgekandidaten der Gemeindevertretungen, Stadtbe
zirksversammlungen, Stadtverordnetenversammlungen und 
Kreistage territorial zu erweitern und ihnen damit die Mög
lichkeiten ihrer operativen Tätigkeit zu erhöhen (§ 5 des Be
schlusses des Staatsrates vom 5. Juli 1985 [GBl. I Nr. 19 
S. 237]).

2. Ausdrücklich wird das Recht der Leiter der staatlichen 
Organe, der Betriebe und Einrichtungen sowie der Vorstände 
der Genossenschaften, der Ausschüsse der Nationalen Front, 
der Leitungen und Vorstände der Parteien und gesellschaft
lichen Organisationen geregelt, Vorschläge zur Würdigung

der Tätigkeit von Abgeordneten zu unterbreiten oder solche 
Ehrungen selbst vorzunehmen (§ 18 Abs. 4).

In der Praxis ist das nicht neu. Schon bisher haben beson
ders aktive und langjährige Abgeordnete für ihre Tätigkeit 
verdiente gesellschaftliche, staatliche und auch betriebliche 
Würdigung erfahren. Aber die ausdrückliche gesetzliche Re
gelung weist in Verbindung mit anderen Bestimmungen — 
z. B., daß die Leiter Voraussetzungen für das Wirken der in 
ihrem Bereich beruflich tätigen Abgeordneten zu schaffen ha
ben (§ 18 Abs. 3) — darauf hin, daß die Betriebe und Genos
senschaften sowie die nominierungsberechtigten Organisatio
nen mit den Abgeordneten noch systematischer arbeiten müs
sen.

*

Am 8. Juni 1986 finden die Wahlen zur Volkskammer, zu den 
Bezirkstagen und zur Stadtverordnetenversammlung von Ber
lin statt. An ihrer Vorbereitung sind zusammen mit der 
Volkskammer und dem Staatsrat alle 7 809 örtlichen Volks
vertretungen und alle 206 429 Abgeordneten der DDR betei
ligt. Sie haben in ihren Wahlkreisen Rechenschaft zu legen 
und in ihren Arbeitskollektiven zu berichten, dabei die Be
schlüsse des XI. Parteitages der SED zu erläutern und auf 
ihre Durchführung zu orientieren.

In diesem das ganze Volk erfassenden Wahlgeschehen wird 
sich beweisen, daß die Neuregelung des GöV, die selbst das 
Ergebnis breiter demokratischer Beratung ist, den Bürgern 
und Abgeordneten alle Möglichkeiten für gemeinsames Han
deln zur Stärkung des Sozialismus und Sicherung des Frie
dens bietet.
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Das Genfer Gipfeltreffen zwischen Michail Gorbatschow und 
Ronald Reagan im November 1985 war ein offener und nütz
licher Meinungsaustausch über Grundfragen der sowjetisch
amerikanischen Beziehungen und der gegenwärtigen inter
nationalen Lage. Ungeachtet der Tatsache, daß in einer Reihe 
von Schlüsselfragen weiterhin ernste Meinungsverschieden
heiten bestehen, haben die führenden Repräsentanten der 
UdSSR und der USA in ihren Gesprächen größeres Verständ
nis für die Standpunkte des anderen erreicht. Wie es in der 
Gemeinsamen sowjetisch-amerikanischen Erklärung vom 
21. November 1985 heißt, „bekräftigten beide Seiten die Wich
tigkeit eines ständigen Dialogs, der ihr ernsthaftes Streben 
widerspiegelt, bei der Behandlung der bestehenden Probleme 
nach einem Berührungspunkt zu suchen“.1

In der Grundfrage der Menschheit, der Frage Krieg oder 
Frieden, vereinbarten beide Seiten, die Arbeit bei den Genfer 
Verhandlungen über Nuklear- und Weltraumrüstungen zu be
schleunigen, um die Aufgaben zu erfüllen, die in der Gemein
samen sowjetisch-amerikanischen Erklärung vom 8. Januar 
1985 gestellt worden sind.1 2 Diese Erklärung bezieht sich auf 
das Treffen der Außenminister der UdSSR und der USA, in 
dem Übereinstimmung über den Gegenstand und das Ziel von 
Verhandlungen über nukleare und Weltraumwaffen erreicht 
wurde.3

Nach dem Genfer Gipfeltreffen geht es nun darum, alle 
Anstrengungen zu unternehmen, um auf dem Weg von Ver
handlungen und Vereinbarungen voranzukommen und damit 
den Frieden sicherer zu machen.4 Erneut wird deutlich, wel
che überragende Rolle Verhandlungen zwischen Staaten für 
die Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der internationa
len Sicherheit, für die Entwicklung und Festigung der gleich
berechtigten internationalen Zusammenarbeit spielen.

Die sozialistischen Staaten haben seit jeher betont, daß 
kein internationales Problem durch Gewaltanwendung ge
löst werden kann, daß aber alle Fragen durch friedliche Mittel 
auf dem Verhandlungswege gelöst werden können. Erst un
längst wieder wandten sich die Teilnehmerstaaten des War
schauer Vertrages an die Regierungen und Völker aller Län
der Europas und der anderen Kontinente mit dem Aufruf, 
„alle internationalen Probleme, selbst die heikelsten und 
kompliziertesten, mit politischen Mitteln, durch Verhandlun
gen und durch einen produktiven Dialog auf der Grundlage 
der Berücksichtigung der legitimen Interessen der Seiten zu 
lösen“.5

Damit sind Fragen aufgeworfen, auf die die Völkerrechts
wissenschaft Antwort geben muß: Was versteht man im Völ

kerrecht unter Verhandlungen? Ist es den Staaten völlig frei
gestellt, mit anderen Staaten in Verhandlungen einzutreten, 
oder gibt es eine völkerrechtliche Verhandlungspflicht? Sind 
Verhandlungen um jeden Preis erstrebenswert? Welche An
forderungen sind bei Verhandlungen an das Verhalten der 
Staaten zu richten?

In der internationalen Völkerrechtsliteratur, die beginnt, 
sich mit diesen Fragen zu beschäftigen, gehen die Meinungen 
z. T. weit auseinander. Allgemein anerkannt ist — in Über
einstimmung mit der Staatenpraxis —, daß unmittelbare diplo
matische Verhandlungen das wichtigste Mittel zur friedlichen 
Regelung internationaler Streitigkeiten sind.6 7 Strittig ist dem
gegenüber, ob aus allgemeinem Völkerrecht, z. B. aus dem 
Prinzip der friedlichen internationalen Zusammenarbeit, eine 
generelle Pflicht der Staaten zu Verhandlungen abzuleiten 
ist.

Im folgenden soll deshalb zwischen Verhandlungen im 
Zusammenhang mit der friedlichen Streitbeilegung einer
seits und Verhandlungen auf anderen Gebieten als Ausdruck 
der allgemeinen Zusammenarbeit der Staaten zur Gestaltung 
der internationalen Beziehungen andererseits unterschieden 
werden.?

Verhandlungen als Mittel zur friedlichen Streitbeilegung 
zwischen Staaten

Als Mittel zur friedlichen Streitbeilegung zwischen Staaten 
sind Verhandlungen schon seit alters her bekannt.8 Ihre inter
nationale Bedeutung hat in der Gegenwart aber vor allem 
dadurch zugenommen, daß sie Bestandteil des in Art. 2 Ziff. 3 
der UN-Charta verankerten völkerrechtlichen Grundprinzips
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